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Fast wie das Skelett eines verendeten
Lebewesens muten sie an, die
Überreste dieses Baums, der den
anhaltendenWassermangel im
australischen Hinterland nicht mehr
ausgehalten hat. Er stand auf einer
Viehweide in New SouthWales, wo
David Gray die Folgen der Dürrekata-
strophe mithilfe einer Drohne
dokumentiert hat; in besseren Tagen
mochten die Rinder unter ihm Schatten
gesucht oder die Flanken an der Rinde
gerieben haben. Nun gehört der
Besitzer der Farm wohl zu denjenigen,
die vor dem Entscheid stehen, ihr Vieh
entweder notschlachten zu lassen oder
zu versuchen, es mit gekauftem Futter
und von riesigen Tanklastern herbei-
geführtemWasser über die Runden zu
bringen. Die Regierung hat unlängst
ein Notstandsprogramm lanciert, in
dessen Rahmen die Landwirtschafts-
betriebe in den Dürrezonen mit jeweils
12 000 Dollar unterstützt werden.
«Damit zahle ich Tierfutter für ein paar
Wochen und bringe die Familie ein
paar Monate durch», kommentiert ein
Farmer. «Das hilft kurzfristig, aber das
Problem muss auf einer ganz anderen
Ebene angegangen werden – sonst wird
es böse enden.»

Digitalisierung des Gesundheitssystems

Daten sind ein Rohstoff
für die Forschung
Gastkommentar
von JOHANN STEURER und HANS GROTH

Daten, nicht mehr das Erdöl, sind der wertvolle
Rohstoff der Zukunft, und Gesundheitsdaten sind
besonders wertvoll.Gesammelt werden sie vorwie-
gend mittels etwa 1,5 Millionen unterschiedlicher,
auf die Mobiltelefone heruntergeladener Apps.
Mit diesen Programmen kann man die tägliche
Schrittmenge aufzeichnen oder die Sehkraft prü-
fen, um nur zwei Beispiele zu nennen. 2016 belief
sich der mit Gesundheits-Apps erzielte Umsatz
auf geschätzte 16 Milliarden Dollar.

Als Nutzer bezahlt man meist nichts, die Pro-
duzenten der Apps verdienen ihr Geld mit dem
Verkauf der gesammelten Daten an Marketing-
oder Vertriebsfirmen. Die Medizin im engeren
Sinne ‒ Ärzte, Spitäler, Forscher ‒ nutzt dagegen
das enorme Potenzial der in Arztpraxen und Spi-
tälern gesammelten Daten nur marginal. Medizi-
nische Daten sind, wenn sie strukturiert gespei-
chert werden, in zweierlei Hinsicht von enormem
Nutzen: für dieAdministration zur Effizienzsteige-
rung und für die Wissenschaft zur Generierung
neuer Erkenntnisse.Wird heute ein Patient in ein
Spital überwiesen, wird die Information über ihn
per Fax oder E-Mail übermittelt, wo sie von Men-
schenhand in das dortige Datenspeichersystem
übertragen wird.Mit einem elektronischen Patien-
tendossier (EPD) fiele diese unproduktiveArbeit
dahin.Allen vomPatienten ermächtigten Personen
könnte der Zugang zum EPD gewährt werden,
und alle Befugten könnten Einträge in dieses Dos-
sier machen. Der Zeitaufwand für administrative
Aufgaben würde verringert. In der E-Health-Stra-
tegie des Bundes von 2007 wurde als eines der
Ziele die schweizweite Einführung eines solchen
Dossiers bis Ende 2015 formuliert.Gut zwei Jahre
später sind wir von diesem Ziel weit entfernt.

Enormes Potenzial haben Daten ferner für die
Forschung.Mit den neuenTechnologien, etwa dem
maschinellen Lernen, können aus grossen Daten-
mengen Erkenntnisse gewonnen werden, die mit
herkömmlichen Forschungsmethoden nicht erziel-
bar sind. Damit können Instrumente entwickelt
werden, die den Arzt bei diagnostischen und the-
rapeutischen Entscheidungen unterstützen.

Die Gründe, warum das EPD noch nicht in
Funktion ist und das Potenzial der Daten nur mar-
ginal genutzt werden kann, sind vielschichtig. Ein
erster Grund ist der grosse Anfangsaufwand für
die Speicherung in elektronischer Form.Ein zwei-
ter Grund liegt in den Unterschieden der Art der
Datenspeicherung. Entsprechend können viele
Daten von anderen Computersystemen nicht ge-

lesen und verarbeitet werden. Ein dritter Grund
sind rechtliche Unsicherheiten: Wer ist Eigentü-
mer der Patientendaten? Wer hat die Zugriffs-
berechtigung zu diesen Daten? Können die Daten
in anonymisierter Form für die Forschung verwen-
det werden, und dürfen sie an Dritte, zum Beispiel
die Pharmaindustrie oder Google, verkauft wer-
den?DieDatenschützer sorgen für die Einhaltung
der bestehenden Regeln zum Schutz der Privat-
sphäre, aber es gibt Grauzonen, die viele Men-
schen verunsichern. Schliesslich ist ein vierter
Grund darin zu suchen, dass durch die Digitalisie-
rung aller Daten dasVerhalten derÄrzte transpa-
rent wird.Behörden oderVersicherungen könnten
auf Knopfdruck sehen, wer welche Untersuchun-
gen und Therapien veranlasst hat.

Bis April 2020 sind zwar Spitäler und Heime
verpflichtet, ein EPD flächendeckend einzuführen,
nicht aber die ambulant tätigen Mediziner. Dabei
wäre gerade ein guter Informationsfluss an der
Schnittstelle zwischen der stationären und der
ambulanten Versorgung besonders wichtig. Auch
die Finanzierung dieser Umstellung auf das elek-
tronische Patientendossier ist unklar. Ohne finan-
zielle Anreize dürfte es weit mehr als zwei Jahre
dauern, bis ein EPD, das diesen Namen verdient,
flächendeckend eingeführt ist.

Mit der Einführung eines EPD sollte unbedingt
das Setzen verbindlicher Standards für die Spei-
cherung der Daten einhergehen.Da die Software-
Anbieter diesbezüglich keinerleiAbsichten erken-
nen lassen, wird wohl der Staat einige grund-
legende Standards definieren müssen. Noch wich-
tiger ist aber, dass er vernünftige und umsetzbare
rechtliche Grundlagen für den medizinischen
Datenschutz schafft. Solange hier wesentliche Fra-
gen nicht geklärt sind,wird ein erheblicherTeil der
Bevölkerung nicht bereit sein, seine Daten für die
Forschung zurVerfügung zu stellen.DasVertrauen
in das elektronische Patientendossier ist derzeit ge-
mäss Umfragen weder bei der Bevölkerung noch
bei den Medizinern besonders hoch. Der erste
Schritt zur Digitalisierung des Gesundheitssystems
muss daher der Aufbau von Vertrauen der Bevöl-
kerung in dieÄrzte, die Spitäler und die Kranken-
kassen sein. Wenn das nicht gelingt, wird die Be-
völkerung bei diesem wichtigen Schritt in die Zu-
kunft nicht mitmachen.

Johann Steurer ist Professor für innere Medizin an der
Universität Zürich, wo er das Horten-Zentrum für praxis-
orientierte Forschung und Wissenstransfer leitet. Der
Internist Hans Groth ist Verwaltungsratspräsident des
mit der Universität St. Gallen (HSG) assoziierten WDA
Forum (World Demographic & Ageing Forum).

Richterwahlen

Die Akzeptanz ist zentral
Gastkommentar
von LORENZ LANGER

In der Schweiz werden Richter fast durchweg vom
Volk oder von der Legislative für eine beschränkte
Amtszeit gewählt bzw. wiedergewählt. Dabei
kommt ein informeller Parteienschlüssel zur An-
wendung, so dass die Judikative ungefähr die poli-
tische Zusammensetzung der Legislative spiegelt.
Einmal gewählt, entrichten die Amtsträger ihrer
Partei in der Regel eine sogenannte Mandats-
steuer. Dieses tradierte System wurde letztes Jahr
von der Staatengruppe gegen Korruption (Greco)
mit deutlichen Worten kritisiert: Die politische
Affiliation, dieMandatssteuern ebenso wie die be-
schränkteAmtszeit entsprächen nicht den «Erfor-
dernissen einer modernen Demokratie» und ge-
fährdeten die richterliche Unabhängigkeit.

Diese Sichtweise teilen die Urheber der «Jus-
tiz-Initiative». Sie monieren, dass nur Bundesrich-
ter werde, wer einer Partei angehöre und über
«gute Beziehungen zu Entscheidungsträgern» ver-
füge. Dies gefährde die richterliche Unabhängig-
keit, die bereits durch die stete Drohung der Ab-
wahl kompromittiert sei.Die Initianten wollen nun
erreichen, dass auch «gute, ungebundene Juristin-
nen und Juristen» ans Bundesgericht gewählt wer-
den.Das Parlament wäre nicht länger für dieWahl
zuständig; stattdessen nähme eine Fachkommis-
sion eine Auswahl unter den eingegangenen Be-
werbungen vor. Aus dieser Zahl würden per Los
die Richter bestimmt,die dann bis zum 70. Lebens-
jahr imAmt blieben.

Nun stehen im politologischen Zeitgeist aleato-
rischeWahlverfahren hoch im Kurs; in der Politik
aber wäre ein Losverfahren ein Novum, erst recht
im Justizbereich. Zwar gibt es historische Präze-
denzfälle: Die Initianten selbst verweisen auf die
athenischeDemokratie.Tatsächlich wurde dort die
Heliaia, das oberste Gericht, per Los bestimmt.Es
war dieses Gericht, das Sokrates 399 v. Chr.wegen
Gottlosigkeit zum Tod verurteilte. Der ferne Prä-
zedenzfall ist aber kaum als Grundlage dafür ge-
eignet, das Anliegen der Initianten zu bewerten.
Entscheidend ist, ob die Initiative ein tatsächliches
Problem identifiziert und dieses gegebenenfalls
lösen könnte.

Es stimmt, dass alle Bundesrichter Mitglied
einer Partei sind (der letzte parteilose Richter
wurde 1943 gewählt). Und es stimmt ebenso, dass
dieWiederwahlen für politischeUnmutsäusserun-
gen missbraucht werden. Möglicherweise aber er-
folgen solche Äusserungen nur, weil sie mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit folgen-
los bleiben. Als 1990 ein Bundesrichter nicht im
Amt bestätigt wurde, korrigierte das Parlament
diesen Betriebsunfall umgehend. 1942 und 1995
wurden Richter abgewählt, die trotz fortgeschrit-
tenemAlter auf einer weiterenKandidatur bestan-

den. Das Risiko einer Abwahl ist also primär abs-
trakter Natur.Die vorgeschlageneAlternative hin-
gegen vermag weder von praktischer noch prinzi-
piellerWarte aus zu überzeugen.Von gegenwärtig
38 ordentlichen Bundesrichtern waren 29 vorher
an einem kantonalen Gericht oder amBundesver-
waltungsgericht tätig; dazu mussten sie sich eben-
falls parlamentarischen Sukkurs sichern. Soll die
traditionelle Praxisnähe des Höchstgerichts ge-
wahrt bleiben,wäre auch in Zukunft dieMehrzahl
der Kandidierenden parteipolitisch kompromit-
tiert. Bei der Ernennung der Fachkommission
durch den Bundesrat dürften politische Über-
legungen ebenfalls eine Rolle spielen.

Die Initiative ist vage und auslegungsbedürftig.
Was genau sind die von der Fachkommission bei
der Auswahl anzuwendenden «objektiven Krite-
rien der fachlichen und persönlichen Eignung für
das Amt» – ein guter Studienabschluss? Eine um-
fangreiche Publikationsliste? Die Kommission
würde diese unbestimmten Begriffe nach eigenem
Ermessen konkretisieren.DemExpertengremium
fehlte dabei jegliche demokratische Legitimation.
Dass die Judikative solcher Legitimation bedarf, ist
zwar umstritten – ja wird teilweise für unvereinbar
mit der richterlichen Unabhängigkeit gehalten.

Es ist aber ein grundlegendes Missverständnis,
dass es sich bei der dritten Gewalt um eine apoli-
tische Institution handelt. Richter habenWertvor-
stellungen,die auch ihreUrteile beeinflussen.Des-
halb ist es wichtig, dass das ganze ideologische
Spektrum vertreten ist.Wesentlicher noch ist, dass
politische und gesellschaftliche Fragen zunehmend
an die Gerichte delegiert werden. Die Ausgestal-
tung der kantonalen Wahlsysteme etwa oder die
vertraglichen Beziehungen zur EU, aber auch Fra-
gen des sozialen Lebens von der Einbürgerung bis
zum Handschlag gründen nicht länger auf einem
politischen, gesellschaftlichen oder moralischen
Konsens. Stattdessen werden sie auf individual-
rechtlicher Ebene vor Gericht geltend gemacht.

Dieser Fokus auf Individuen ist eine wichtige
Errungenschaft, weil er Minderheiten vor der
Tyrannei der Mehrheit schützt. Voraussetzung ist
aber, dass dieMehrheit bereit ist, die entsprechen-
den Normen – und ihreAnwendung durch die Ge-
richte – auf Dauer zu respektieren.Dabei spielt die
demokratische Legitimierung gerade des Bundes-
gerichts eine wichtige Rolle.

Die Richterwahl in ihrer gegenwärtigen Form
entspricht nicht in allen Punkten einer dogmatisch
interpretierten richterlichen Unabhängigkeit.
Aber sie trägt zurAkzeptanz der Rechtsprechung
bei und schützt so deren Unabhängigkeit in der
Praxis.

Lorenz Langer ist Dozent an der Universität Zürich und
forscht am Zentrum für Demokratie Aarau.
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Initiative für Ernährungssouveränität

Portemonnaie auspacken, die Bauerngewerkschaft ruft

Sie leertenMilch aus,badeten darin,demonstrierten
und empörten sich: Im Sommer 2008 bewegte ein
Milchstreik die Schweiz. Hunderte Bauern folgten
einem Aufruf von Uniterre und forderten von den
grossenMilchverarbeitern einen «fairen»Preis.Nun,
zehn Jahre später, plant die Bauerngewerkschaft
einen neuenAufstand.Treffpunkt ist am 23. Septem-
ber an denUrnen.Dann kommt die Initiative für Er-
nährungssouveränität vonUniterre zurAbstimmung.

Erste Umfragen zeigen, dass die Initiative in der
Bevölkerung viel Sympathie geniesst. Doch sie ist
wie Chili con Carne für Schärfeempfindliche: Beim
ersten Bissen ziemlich schmackhaft (der Bund soll
eine Landwirtschaft fördern, die «gesunde» Lebens-
mittel produziert und nachhaltig ist), beim zweiten
und drittenBissen scharf,ab dem vierten absolut un-
geniessbar. Was die Bauerngewerkschafter aus der
Romandie fordern, sind nämlich nicht gesunde
Joghurts und Öko-Gurken, sondern eine möglichst
geschützte Schweizer Landwirtschaft.

Die Forderungen von 2008 sollen in die Verfas-
sung geschriebenwerden:höhere Preise und höhere
Einkommen für die Bauern. Wenn der Milchpreis
nicht von allein steigen will, soll es eben der Staat
richten, mit Zöllen, Importverboten und ganz viel
«Förderung». Kleine Betriebe sollen gefördert wer-
den.Die regionaleVermarktung soll gefördert wer-
den. Die Strukturvielfalt soll gefördert werden. Für
die Steuerzahler heisst das übersetzt:Packt bitte alle
denGeldbeutel aus.Lasst die grünenNoten stecken,
holt die blauen raus.

Der Bund versucht seit den 1990er Jahren, die
Schweizer Landwirtschaft auf denMarkt auszurich-
ten.Als Folge dieser Politik haben viele Landwirte
den Betrieb eingestellt, andere sind auf ihre Kosten
gewachsenund so rentabler geworden.Dieses «Bau-
ernsterben»wollendie Initianten stoppen:DerBund
soll sicherstellen,dasswiedermehrMenschen in der
Branche arbeiten.Wie auch immer das gehen soll.

Niemand bestreitet, dass die Liberalisierungen
der letzten Jahrzehnte manchen Bauern sehr weh
getan haben. Bauer sein heisst schuften, und nie-
mand schuftet gern für Preise, die nicht einmal die
Kosten decken. Aber man kommt einfach nicht
darum herum: Die Schweizer Landwirtschaft muss
wettbewerbsfähiger werden. Ein Land, das jeden
zweitenFranken imAuslandverdient,kann sicheine

ultraprotektionistische Landwirtschaft nicht leisten.
NeueFreihandelsabkommenwärendamit praktisch
unmöglich, bestehende Handelsverträge gefährdet.

Zu dieser Entwicklung gehört es dazu, dass un-
rentable Betriebe aufgeben. Das ist eine harte
Wahrheit, aber auch eine gerechte. Es gibt nun ein-
mal kein Menschenrecht, Bauer zu sein.

Auch wenn es die Bauern nicht mehr hören kön-
nen: Sie müssen versuchen,Nischen zu besetzen, zu
veredeln, innovativ zu sein. Dass die Schweiz zehn
Jahre nach dem Milchstreik von 2008 wieder über
staatliche Preisbildung diskutiert, zeugt nicht von
Innovation. Es zeugt vielmehr von einer eigent-
lichen Weigerung gewisser Bauern, die Landwirt-
schaft von morgen zu denken.

Viele Bauern strampeln noch immer in derMilch
und hoffen, dass sie irgendwann zu goldener Butter
wird.Man kann sich nur entfernt vorstellen, was sie
schaffen könnten, wenn sie Zeit und Energie in die
Zukunft statt in dieVergangenheit investieren wür-
den. Martin Haab, ein Aushängeschild des Milch-
streiks von 2008, hat übrigens einen Schritt dazu
unternommen. Im Zürcher Säuliamt hat er das La-
bel «di fair Milch» mitbegründet. Wer sie kauft,
garantiert den Bauern einen gerechten Milchpreis.
Das ist ein Ansatz. Die Initiative für Ernährungs-
souveränität ist keiner.

Wenn der Milchpreis nicht
von allein steigen will, soll
es eben der Staat richten,
mit Zöllen, Importverboten
und ganz viel «Förderung».

Ständeratskommission beugt sich dem Druck

Elternzeit – allein der Glaube zählt

Neben den Klassikern – es sind dies: Religion und
Tiere – gibt es derzeit noch ein weiteres Thema, das
die Emotionen mit verlässlicher Vorhersagbarkeit
hochkochen lässt. Nein, der Kuhhandel betreffend
AHV-Zusatzfinanzierung und Steuerreform ist es
nicht. Das Rahmenabkommen und die Selbst-
bestimmungsinitiative sind es auch nicht. Die Rede
ist vom Vaterschaftsurlaub. Tritt man hier als Geg-
ner einer weiteren von derAllgemeinheit finanzier-
ten sozialstaatlichen Segnung auf, gilt man entweder
als Steinzeitmensch, je nachdem als Frauen-, Kin-
der- oder Familienfeind, als Verfechter von anti-
quierten Rollenbildern oder gar als Chauvinist, der
patriarchalen Strukturen nachtrauert. Sicher aber
wird man niedergeredet, bisweilen niedergeschrien.
Argumentieren zwecklos.

Die ständerätliche Kommission beugt sich nun
demDruck, sie hat sich erweichen lassen. So hat sie
beschlossen, der Initiative für einen bezahlten
Vaterschaftsurlaub einen direkten Gegenvorschlag
gegenüberzustellen. Zwei Wochen soll der Urlaub
gemäss Kommission dauern.Trotz derTatsache,dass

der Sozialstaat massive und ungelöste Finanzie-
rungsprobleme hat – StichwortAHV, Stichwort Er-
gänzungsleistungen –, soll er noch ein Stückchen
ausgebaut werden. Das wird kosten, den Steuer-
zahler belasten, aber was soll’s.

Frei nach dem Motto «Was kümmern uns die
finanziellen Belastungen kommender Generatio-
nen» reagierten amDienstag SP undGrüne: Selbst-
verständlich seien zwei Wochen viel zu wenig. Der
Vorschlag sei inakzeptabel, schreiben die Grünen
gar, habe die Eidgenössische Koordinationskom-
mission für Familienfragen (EKFF) doch gerade
eine Elternzeit von 38Wochen empfohlen.Tatsäch-
lich: Ideal, so behaupten die «Fachleute» der EKFF,
sei eine 38-wöchige Elternzeit. Kostenpunkt: rund
eine Milliarde Franken jährlich, vermutlich wesent-
lich mehr. Die EKFF hat zur Untermauerung die-
ser kostspieligen Forderung ein Papier veröffent-
licht, das «wissenschaftlich fundierte Argumente
und Empfehlungen» umfasst. Wer das Papier stu-
diert, staunt indes nicht schlecht.

So hat Elternzeit angeblich eine positive Wir-
kung auf die Gesundheit von Kleinkindern (aller-
dings können längerfristig keine kausalen Zusam-
menhänge zwischen einer Elternzeit und der Ge-
sundheit der Kinder hergestellt werden). Elternzeit
ermögliche es Vätern, sich zu engagieren.Verschie-
dene (!) Studien, so die Autoren weiter, hätten ge-
zeigt, dass Elternzeit die Zufriedenheit vonMüttern

nach der Niederkunft steigere.Wir behaupten hier:
Das sind relativ platte Erkenntnisse. Ja, Ferien und
Freizeit haben positive Effekte. Arbeit übrigens
auch, was zum Beispiel die Zufriedenheit angeht.

Als Gegner des Luxus-Wohlfahrtsstaates liesse
man sich vielleicht noch ködern, könnte die Eltern-
zeit tatsächlich etwas dazu beitragen,überkommene
Rollenbilder zu begraben.Aber wir lesen imEKFF-
Papier: «Väter verändern ihren Beschäftigungsgrad
trotz Inanspruchnahme von Elternzeit (. . .) nicht.»
Nur vereinzelt seien Veränderungen feststellbar.
Weiter: «Effekte von Elternzeit in Richtung Egali-
sierung derAufgabenteilung im Sinne einer Umver-
teilung von Erwerbs- und Familienarbeit zwischen
den Geschlechtern zeigen sich erst ab einer länge-
ren Elternzeit der Väter – wenn überhaupt.» Und:
«Männer ändern wegen der Elternzeit nicht häufi-
ger langfristig ihre Erwerbssituation.»

Auch bei den Auswirkungen auf die Paarbezie-
hung sind die Effekte äusserst bescheiden: «Nur
wenigeHinweise sind in den Studien zu denAuswir-
kungen von Elternzeit auf die Paarbeziehung zu fin-
den.» Zu den Löhnen der Geschlechter ist zu lesen:
«Die Evidenz für dieAuswirkung von Elternzeit auf
Lohnungleichheit zwischen den Geschlechtern ist
vage.» Elternzeit könne sich aber negativ auf die
Einkommen der Mütter auswirken. Schliesslich lie-
gen zur «Gesamtproduktivität sowie den Kosten
und dem Nutzen auf staatlicher Ebene kaum Stu-

dien vor». Kurz zusammengefasst: Elternzeit bringt
fast nichts – und überhaupt nichts, wenn es darum
geht, Rollenbilder zu verändern.

Dann soll der Staat es doch bitte lassen, aus
Vätern engagierte Familienmitglieder machen zu
wollen.Es gibt schon genug staatlich verordneteUm-
erziehungsbemühungen.Die Frage,wie sich Familien
und Paare organisieren, ist privat. Und gerade auf
dieser privaten Basis ist in den letzten Jahrzehnten
sehr viel,wenn auch noch nicht genug, geschehen.Si-
cher:Frei zu haben,das ist schön, zumal in einer Zeit,
die wirklich sehr anstrengend sein kann. Die Allge-
meinheit dafür zu belasten bei ohnehin stets steigen-
den sozialstaatlichen Kosten, das geht aber nicht an.

Dass Politiker öffentlichem Druck nachgeben,
daran ist man gewöhnt. Schliesslich kommt der
Wahltag so sicher wie dasAmen in der Kirche.Eine
Frage aber bleibt.Warum ist die EKFF so entschie-
den für eine 38-wöchige Elternzeit, wenn die
Effekte doch bescheiden sind? Die Erklärung ist
einfach:Das Gremium ist eben nicht nur «pragma-
tisch» und «wissenschaftlich» unterwegs, wie be-
hauptet, sondern vor allem politisch.Die Präsiden-
tin ist SP-Mitglied, andere Mitglieder haben ein-
deutige Interessenbindungen.Wieder einmal macht
eine ausserparlamentarische Kommission unter
dem Deckmäntelchen der Wissenschaftlichkeit
handfeste – linke – Politik. Und alle glauben den
Erzählungen.

Initiative für sieben statt neun Stadträte in Zürich

Warum grösser, wenn es auch kleiner geht?

Die Stadt Zürich sieht sich gerne als Sonderfall. In
Bezug auf dieAnzahl ihrer Regierungsmitglieder ist
sie es auch. Neun Stadträtinnen und -räte lenken
ihre Geschicke. Keine andere grössere Schweizer
Stadt wird von gleich vielen Politikern regiert. In
Basel, Lausanne und Winterthur sind es sieben; in
Genf, Bern, St. Gallen und Luzern sogar nur fünf.
Dass auch politischeGebilde mit grösseremBudget
und mehr Einwohnern als Zürich mit sieben Chefs
gut funktionieren, zeigen etwa der Bund oder der
Kanton Zürich. Die Sorge, Zürich würde implodie-
ren, wenn die Zahl der Stadträte leicht reduziert
würde, ist masslos übertrieben.

Dennoch wehrt sich die heutige Stadtregierung
mit Händen und Füssen gegen die von einer partei-
unabhängigenGruppierung lancierteVolksinitiative
«7 statt 9». Ende September kommt diese zur Ab-
stimmung.Der Stadtrat und die rot-grünen Parteien
befürchten, dass die wachsende Bevölkerung in

einem Siebnergremium weniger gut repräsentiert
wäre als heute. Die SP nennt die Vorlage «einen
demokratiepolitischen Wolf im Schafspelz». Das
Argument ist gesucht und wenig stichhaltig. Bereits
vor 125 Jahren, als Zürich mit der Eingemeindung
umliegender Orte zur Grossstadt wurde, wurde es
herangezogen. Je mehr Stadträte, desto besser,
scheint die einfache Logik zu lauten. Rechnet man
das Bevölkerungswachstum seit 1893 hoch, dann
müssten es bei gleicher Repräsentation heute nicht
neun, sondern 26 Stadträte sein, die Zürich regier-
ten – eine Option, die sich hoffentlich niemand
ernsthaft wünscht.Dass kleine Parteien in einem ge-
schrumpften Stadtrat nicht mehr vertreten wären,
ist ebenfalls unbewiesen.Wie ist es sonst zu erklä-
ren, dass GLP, CVP und BDP die Initiative unter-
stützen? Exekutivwahlen sind bekanntlich Persön-
lichkeitswahlen.

Der Stadtrat zweifelt zudem daran,dass mit einer
Reduktion effektiv Kosten eingespart werden kön-
nen. Tatsächlich ist mit dem Streichen von zwei
Stadtratslöhnen – je 250 000 Franken pro Jahr –
noch nicht viel gekürzt in einem Multimilliarden-
budget. Für die Initianten ist dies aber auch nicht
das vordergründige Ziel. Sie wollen mit ihremVor-
haben eine tiefgreifendeVerwaltungsreform anstos-

sen. Dafür ist die Zeit reif. Heute gibt es in der ste-
tig wachsenden Stadtzürcher Verwaltung zu viele
Doppelspurigkeiten.Kernthemen wieWohnen und
Verkehr, aber auchGesundheit und Integration ver-
teilen sich auf verschiedene Departemente und
zahllose Dienstabteilungen. Das führt zu Verzette-
lung, Ineffizienz und stundenlangen,unproduktiven
Sitzungen.Klagen über die historisch gewachsenen,
starren Strukturen sind nicht nur von bürgerlichen
Politikern zu vernehmen, sondern auch von führen-
den Verwaltungsmitarbeitern und linken Parla-
mentsmitgliedern. Die AL etwa hat während der
Diskussion im Gemeinderat einenVorschlag unter-
breitet, wie die knapp 60 Dienstabteilungen von
heute auf maximal 45 gesenkt werden könnten.Vom
Stadtrat selber sind solche grossen Schritte kaum zu
erwarten. Nur ein äusserer Schock wie die An-
nahme der «7 statt 9»-Initiative durch die Stimm-
bevölkerung würde tatsächlich Zug in den Kamin
bringen. Stadtpräsidentin Corine Mauch (sp.) be-
zeichnet dieses Szenario als «Operation an einem
gesunden Patienten». Besser wäre es, die ange-
strebte Reform nach einem Ja zur Initiative als Fit-
nesskur zu verstehen – damit Zürich in Zukunft
noch besser dasteht und künftigeAufgaben auch in
wirtschaftlich schlechteren Zeiten stemmen kann.

Die Sorge, Zürich würde
implodieren, wenn
die Zahl der Stadträte
leicht reduziert würde,
ist masslos übertrieben.


